Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/1876 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(17. Ausschuß) 

über den Antrag der Abgeordneten Ertl, Dr. Effertz, Logemann, 
Wächter, Reichmann, Walter und der Fraktion der FDP 

— Drucksache V/1558 — 

betr.: schnelle Behebung von Sturmschäden in Privat- und 
Staatswaldungen 


A. Bericht des Abgeordneten Bewerunge 


Der vorliegende Antrag wurde in der 107. Sitzung 
des Bundestages vom 28. April 1967 an den Aus- 
schuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
federführend sowie an den Haushaltsausschuß ge- 
mäß § 96 der Geschäftsordnung überwiesen. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten nahm in mehreren Sitzungen von folgenden 
Gegebenheiten Kenntnis: 

1 . 

Insgesamt wurden 10 Millionen fm geworfen, das 
sind etwa 40 ®/o des Normaleinschlagsolls (25,3 Mil- 
lionen fm). 

Schwerpunkte der Katastrophe sind 

Baden-Württemberg mit 5 Millionen fm 
Bayern mit 3 Millionen fm und 

Schleswig-Holstein (relativ 
am schwersten betroffen) 
mit 400 000 fm. 

Die Holzart Fichte ist mit 82 ^/o, Kiefer mit IH’/o 
und Eiche/Buche mit 7 ^/o beteiligt. 

Der Windwurf hat eine Marktüberschwemmung 
mit Holzsorten zur Folge, für die ohnehin schon eine 
beschränkte Nachfrage bestand. Die geschädigten 
Forstbetriebe haben auf der Ertragsseite Ertrags- 
einbußen infolge Qualitätsminderung des geworfe- 


nen Holzes und Preiseinbußen infolge dieser Markt- 
überschwemmung zu tragen. Auf der Kostenseite 
ergehen sich in den Betrieben 

erhöhte Aufarbeitungskosten, 

erhöhte Forstschutzkosten zur Vermeidung von 
Sekundärschäden, 

erhöhte Wiederaufforstungskosten auf Wind- 
wurfflächen, 

darüber hinaus nicht meßbare Schäden an ste- 
hen gebliebenen Bestünden durch Zuwachsver- 
luste und Folgeschäden (Sonnenbrand, Ausha- 
gerung des Bodens an den Bestandsrändern 
usw.). 

II. 

Die Maßnahmen zur Behebung der Sturmschäden 
resultieren bereits aus der Art der vorbezeichneten 
Schäden. Sie lassen sich in drei Punkten zusammen- 
fassen: 

1. Milderung der Marktüberschwemmung durch 
Einfuhrbeschränkungen und Exportförderung 
(man könnte hierzu auch noch Maßnahmen zur 
Konjunkturbelebung und zur Förderung des 
Holzverbrauchs rechnen) ; 

2. regionalen Marktausgleich der Sturmholzmengen 
mit Hilfe von Transport- und Frachterleichterun- 
gen; 
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3. finanzielle Förderung der betroffenen Betriebe 
zur Sicherstellung der Aufarbeitung des Forst- 
schutzes und der Wiederaufforstung sowie zur 
steuerlichen Entlastung. 

IIL 

Bisherige Maßnahmen 

1. Die geschädigten Forstbetriebe haben ihren Nor- 
maleinschlag sofort gestoppt, um den Windwurf 
möglichst rasch aufzuarbeiten und um den Hieb- 
satz nicht unnötig zu überschreiten. 


Einschlagsprogramm 

1967 

Kalkulation in Millionen fm 

Ist bis 

28. 

Februar 

Sturm- 

holz 

Ist 

+ Sturm- 
holz 

Ei che /Buche . 

. 8,43 

3,36 

0,7 

4,06 

Fichte/Tanne 

13,25 

6,00 

8,2 

14,20 

Kiefer 

3,67 

0,75 

Irl 

1,85 

Summe .... 

25,35 

10,11 

10,0 

20,11 


Außer bei der Fichte läßt sich das Sturmholz 
also ohne Schwierigkeiten im Normaleinschlag 
auffangen. Bei der Fichte ist dies allerdings 
selbst bei vollem Stopp des Normaleinschlags 
nicht möglich. 

2. Das Bundeskabinett, das sich am 15. März 1967 , 
mit der Forstwirtschaft befaßte, hat als Maß- 
nahmen beschlossen: 

— Aufhebung der mengenmäßigen Beschrän- 
kungen beim Holzexport. 

Die Bemühungen des Bundes und der Länder 
sowie insbesondere die Bemühungen des Holz- 
handels versprechen eine relativ starke Er- 
höhung des Holzexports und damit eine spür- 
bare Entlastung des Inlandmarktes. Exportzu- 
schüsse für Sturmholz, wie sie beispielsweise 
die Schweiz gegenwärtig vorbereitet (Fracht- 
kostenzuschüsse und Preiszuschüsse), werden 
jedoch weder vom Bund noch von den Län- 
dern gewährt. 

Es ist schwierig, bereits jetzt Größenord- 
nungen anzugeben. Man schätzt die Export- 
zunahme auf 0,5 bis 1 Millionen fm Fichten- 
holz (roh oder bearbeitet). Es muß bemerkt 
werden, daß auch in den Nachbarländern 
Sturmschäden vorhanden sind. Deswegen 
und wegen der mit der Ausfuhr verbundenen 
hohen Transportkosten wird jedoch eine we- 
sentlich höhere Exportquote kaum zu errei- 
chen sein. 

— Das Kabinett hat zum Import beschlossen: 

a) Verhandlungen mit den Ostblockländern 
zur Selbstbeschränkung ihrer Exporte, vor | 
allem beim Nadelholz, nach der Bundes- 
republik. Die Verhandlungen sind z. T, 
noch im Gange. 


Bisheriges Ergebnis; 

Die in Frage kommenden Länder (Rumä- 
nien, Polen, Ungarn, CSSR, UdSSR) sind 
bereit, ihre Einfuhren gegenüber dem Vor- 
jahr — das schon gegenüber 1965 um 
10®/o bis 15 ‘^/o zurückfiel — beim Nadel- 
holz um 20 Vo bis 30 ®/o, das sind etwa 1,2 
Millionen fm, zur kürzen. Auch die Importe 
aus den Westländern gehen durch Selbst- 
beschränkung der deutschen Importeure 
zurück (z. T. durch niedrigere Inlands- 
preise bedingt). Insgesamt dürfte ein Rück- 
gang der Importe beim Nadelholz um ca. 
2 Millionen fm von 1967 bis nach 1968 
hinein zu erwarten sein. 

b) Die weiteren Beschlüsse auf dem Im- 
portsektor — keine Erweiterung der Wa- 
renliste, Preiskontrolle — interessieren 
hier nur am Rande. Sie geben der Forst- 
wirtschaft nachhaltig eine stärkere Mög- 
lichkeit, in den Importhandel kontrollie- 
rend und beschränkend einzugreifen. 

3. Die Landesforstverwaltungen und ein Teil der 
geschädigten Forstbetriebe bemühen sich um 

a) Verschiebung der Aufarbeitung von Sturm- 
holz nach 1968, soweit biologisch und forst- 
schutzmäßig möglich, 

b) Überlagerung von geschlagenem und gesta- 
peltem Sturmholz in die Verkaufsporiode 
1968. 

Es wird geschätzt, daß auf diese Weise ca. 1,5 
Millionen fm erst im Jahre 1968 zum Verkauf 
gebracht werden. 

4. Für die Fichte ergibt sich somit folgende Kal- 


kulation: 

Soll 13 Millionen fm 

Ist bis 28. Februar 6 Millionen fm 

Sturmholz 8 Millionen fm 

zusätzlich nicht einsparbarer 
Normaleinschlag 3 Millionen fm 

voraussichtlich insgesamt.... 17 Millionen fm 

davon ab: 

Verlagerung nach 1968 .... 1,5 Millionen fm 

Zusätzlich Export 0,5 Millionen fm 

geringerer Import (1967) .... 2,0 Millionen fm 

verbleiben: 13,0 Millionen fm 


Theoretisch und global gesehen scheint sich also 
eine Stabilisierung des Fichtenmarktes, jedoch 
nicht des Preises anzubahnen. Obwohl Panik- 
verkäufe nicht mehr erfolgen, sind die Preise 
derart gesunken, daß — -zumindest in diesem 
Jahr — auch die Fichte unrentabel geworden 
ist. Man wird nicht fehlgehen, wenn man fest- 
stellt, daß schon wegen dieses Preissturzes das 
Gros der Forstbetriebe in diesem Jahr mit Ver- 
lust abschneidet. 
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5. Zur Belebung der Konjunktur, insbesondere zur 
Belebung der ßaukonjunktur, hat die Bundes- 
regierung darüber hinaus beschlossen, den Bau 
von Wohnungen (sozialer Wohnungsbau, Woh- 
nungen für Bundeswehr, Studenten) und den 
sonstigen Baumarkt (Straßenbau, Bundesbahn- 
bau) im ersten Eventualhaushalt des Bundes zu 
fördern. Die Bundesregierung hat ferner be- 
schlossen, daß bei allen öffentlichen Bauten des 
Bundes, einschließlich Bundesbahn und Bundes- 
post, mit Rücksicht auf die Wohlfahrtswirkun- 
gen des Waldes mehr als bisher der Baustoff 
Holz verwendet wird. 

IV. 

Ein erhebliches Problem liegt in der marktgerech- 
ien Verteilung des Holzes, also in dem Transport 
aus den Schadensgebieten in die Absatzgebiete und 
in die vom Sturm nicht betroffenen Gebiete, in 
denen infolge Beschränkung des Normaleinschlags 
eine ausreichende Belieferung mit Holz sonst nicht 
sichergestellt ist. 

Normalerweise wird das Gros des Holzes (etwa 
72 Vo) innerhalb der Nahverkehrszone, die einen 
Radius von 50 km hat, abgesetzt, und zwar über- 
wiegend per Lkw. Der Bundesbahntransport (19 ^/o) 
und der Lkw-Fernverkehr über 50 km (28 '-/o) ist nor- 
malerweise relativ gering. Die jetzige Situation er- 
fordert äußeT-st zahlreiche Transporte über größere 
Entfernungen als 50 km und auch den verstärkten 
Einsatz der Bundesbahn. 

t. a) Die Transportkosten werden iii der Bundes- 
republik grundsätzlich nach Gewicht (und 
Entfernung) bemessen. Holz ist schwer, hat 
also im Vergleich zu seinem Gewicht nur 
einen geringen Wert, es ist ein Massengut. 
Ein Holzverkäufer in Südniedersachsen oder 
Nordrhein-Westfalen, der seinen Holzbcdarf 
dieses Jahr über vorwiegend im Sturrnscha- i 
densgebiet Süddeutschland decken muß, kann 
also in Süddeutschland loco Wald z. B. nur 
76 X 43 33 DM je fm anlegen, wenn er für 

das Holz nicht mehr aufwenden will als in 
seiner nächsten Umgebung. Aus diesem Bei- 
spiel wird die hohe Frachtempfindlichkeit des 
Holzes deutlich, es wird daraus aber auch er- 
sichthch, daß der gegenüber normalen Markt- 
verhältnissen. diesmal notwendige hohe 
Frachtkostenaufwand fast ganz zu Lasten der 
stiumigeschädigten Forstbetriebe gehen wird. 

b) Die Bundesregierung sieht sich aber nicht in 
der Lage, der Bundesbahn Auflagen zur Ge- 
währung von Ausnahmetarifen zu erteilen 
oder direkte Frachtzuschüsse zu gewähren. 
Die Tarifantonomie liegt bei den Verkehrs- 
trägern. Die Länder (Baden-Württemherg und 
Bayern) verhandeln daher zur Zeit über einen 
Ausnahmetarif, wobei eine Ermäßigung von 
25 ^/o bei Entfernungen über 200 km ange- 
strebt wird. Das Land Baden-Württemberg er- 
wägt zur Zeit außerdem, ob und wie hoch I 
eine Art Notstandsbeihilfe je Festmeter aus | 
Landesmitteln gewährt werden kann. 


2. Bei einer Entfernung von 300 km erreicht die Be- 
förderungsteuer bereits 10 Uo des gegenwärti- 
gen Fichtenstammholzpreises. 

Die Aufnahme der forst- und holzwirtschaft- 
lichen Erzeugnisse in den Ausnahmekatalog bei 
der Beförderungsteuer, die eine Senkung von 
3 auf 1 Pf/tkm zur Folge haben würde, bedingt 
eine Gesetzesänderung. Ebenso würde die Erwei- 
terung der Nahverkehrszone von 50 auf 100 km, 
die eine völlige Befreiung von der Beförderuna- 
steuer zur Folge hätte, eine Gesetzesänderung 
erforderlich machen. 

Die Bundesregierung sah sich bisher nicht in 
der Lage, derartige befristete Maßnahmen dem 
Bundestag vorzuschlagen. Dem Ausschuß v/urde 
mitgeteilt, daß zwischen BML und BMF verein- 
bart worden ist, die privaten Forstbetriebe in die 
vorgesehene Neuregelung der Gasölbetriebsbei- 
hilfe (Gutscheinverfahren) einzubeziehen. Man 
erhofft dadurch nicht nur eine Verbilligung der 
Betriebskosten, sondern auch einen Anreiz zur 
weiteren Rationalisierung und Mechanisierung. 

V. 

1. Wünsche seitens der Forst- und Holzwirtschaft: 
Direkte Hilfen 

— Zuschüsse oder zinsverbilligte Darlehen zur 
Aufarbeitung des Sturmholzes und verbillig- 
ter Einsatz von Arbeitslosen im Rahmen der 
werteschaffenden Arbeitslosenfürsorge (dito 
Bundeswehr). 

— Zuschüsse oder zinsverbilligte Darlehen für 
Forstschlitzmaßnahmen. 

— Zuschüsse zu den Wiederaufforstungskosten 
in 1968. 

— Zuschüsse zu den Kosten für die Überlage- 
rung von Holz im Walde. 

— Frachtzuschüsse. 

— Zinsverbilligte Darlehen für holzwirtschaft- 
liche Betriebe zum verstärkten, übernorma- 
len Ankauf und zur längerfristigen Lagerhal- 
tung von Stunnholz. 

— Zuschüsse zur gemeinschaftlichen Vermark- 
tung und zu gemeinschaftlichen Investitionen 
im Kleinprivatwald. 

Steuerliche Hilfen 

— Erlaß oder Teilerlaß der Grundsteuer oder 
Vermögensteuer (Länder und Gemeinden). 

— Stundung oder Teilerlaß dev Vermögensab- 
gabe. 

— Sondersteuersatz im Kleinprivatwald und 
sonstige Erleichterungen bei der Einkommen- 
steuer. 

■ — ■ Sonderregelung der EW-Fortschreibung auf 
den 1. Januar 1968. 

Alle diese Forderungen beziehen sich auf den 
Privatwald und evtl, auf einzelne Gemeinden. 


3 



Drucksache V/1876 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


2, Diese finanziellen Hilfen, mit Ausnahme der 
steuerlichen, fallen in erster Linie in die Zustän- 
digkeit der Länder Die Länder wurden gebeten, 
im Rahmen des Grünen Plans den forstwirtschaft- 
lichen Bedarf in Höhe von 9 Millionen DM für 
Wegebaumaßnahmen im Walde zu berücksichti- 
gen. 

Es ist zu hoffen, daß die Bundesregierung wei- 
tere 5 Millionen DM zur Förderung gemein- 
schaftlicher Vermarktung und gemeinschaftlicher 
Investitionen, und das wieder bevorzugt in 
sturmgeschädigten Betrieben, zur Verfügung 
stellt. 

Die Länder haben unterschiedliche Hilfsmaßnah- 
men veranlaßt. Schleswig-Holstein hat alle finan- 
ziellen Maßnahmen zurückgestellt, um das Ergeb- 
nis des hier zur Diskussion stehenden Antrages 
im Bundestag abzuwarten. Baden-Württemberg 
und ähnlich Bayern haben veranlaßt; 

— Zinsverbilligung in Höhe von 5 % bei Dar- 
lehen zur Aufarbeitung von Sturmholz für 
große und mittlere Privat- und Kommunalbe- 
triebe. 

— Beim Bauernwald pauschaler Zuschuß je fm 
(Höhe noch unbekannt). 

— Übernahme von 75 % der Forstschutzkosten, 
wenn die Maßnahmen vom zuständigen staat- 
lichen Forstamt angeordnet worden sind. 

- - Notstandsbeihilfe zum Frachtausgleich in 
Höhe von etwa 10 Vo der Frachtkosten, jedoch 
nicht mehr als 2,50 DM/fm (endgültige Rege- 
lung noch unbekannt). 

3. Das Bundeskabinett hatte am 15. März beschlos- 
sen, darauf hinzuwirken, daß bei den einheits- . 
wertabhängigen Steuern, also der Grundsteuer , 
und der Vermögensteuer sowie der Vermögens- 
abgabe, Erlaß bzw, Stundung im Billigkeitswege 
großzügig gehandhabt werden. 

Bei der Vermögensabgabe, für die der Bund zu- 
ständig ist, ist eine entsprechende Anweisung an 
die Länderfinanzminister bereits ergangen. Bei 
der Vermögensteuer und Grundsteuer, die Sache 
der Länder bzw. Gemeinden sind, ist ebenfalls 
im Einvernehmen mit dem Bundesinnenminister 
an die Länderfinanzminister herangetreten wor- 
den, nach einem bestimmten, vereinfachten Pau- 
schalverfahren, die Vermögensteuer und Grund- 
steuer großzügig zu erlassen. 

Bei der Einkommensteuer hat das BML der 
Finanzverwaltung vorgeschlagen, bei der Be- 
messung des Steuersatzes die Höhe des Gesamt- 
schadens bei Schadenseintritt und nicht nach der j 
Höhe der evtl. 1967 und 1968 genutzten Kalami- j 
tät zugrunde zu legen. Dadurch soll verhindert | 
werden, daß der Privatwaldbesitzer zur Erlan- | 
gung des günstigsten Steuersatzes versucht, die ! 
gesamte Kalamität schon in diesem Jahr aufzu- i 
arbeiten und zu verkaufen. j 

Das BML hat der Finanzverwaltnng zur Fort- I 
schreitiing der Einheitswerte in den geschädigten 
Betrieben auf den 1. Januar 1968 weiterhin ein 


verwaltungsmäßig einfaches, für die Forstbe- 
triebe zugleich günstiges Fortschreibungsverfah- 
ren vorgeschlagen. Dieser Vorschlag soll in Kürze 
mit den Bewertungsreferenten der Länder abge- 
stimmt werden. 

VI. 

Es muß hervorgehoben werden, daß diese Maß- 
nahmen allein nicht ausreichen, die katastrophale 
Lage der Forstwirtschaft schnell und erschöpfend 
zu sanieren. Die Sturmkatastrophe konnte zwar zum 
Anlaß genommen werden, einige seitens der Forst- 
wirtschaft schon seit längerem gewünschte Maßnah- 
men zu realisieren (z. B. Liberalisierung des Ex- 
ports, Beschränkung des Imports). Das Fehlen eines 
Bundeswaldgesetzes hat sich nach Auffassung des 
Ausschusses in dieser Situation sehr nachteilig aus- 
gewirkt. 

Der Ausschuß nahm zur Kenntnis, daß sich das 
Bundeskabinett zu umfangreichen Hilfsmaßnahmen 
infolge der gegenwärtigen Haushaltssituation nicht 
in der Lage sah. 

VII. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat nach Kenntnis der oben angegebenen 
Vorgänge den Antrag der FDP-Fraktion entspre- 
chend umformuliert. Nach dem Ausschußantrag wird 
die Bundesregierung aufgefordert, sich in weiteren 
Verhandlungen mit den Holzexportländern darum 
zu bemühen, daß die Maßnahmen, die auf eine frei- 
willige Selbstbeschränkung der Holzexportländer 
gerichtet sind, bis zur Normalisierung der Markt- 
verhältnisse fortgesetzt werden. Dabei sollen alle 
Möglichkeiten 3es Außenwirtschaftsgesetzes und des 
GATT ausgeschöpft werden. Ferner wird die Bun- 
desregierung aufgefordert, die Holzausfuhr unter 
Wahrnehmung aller Möglichkeiten zu fördern, An- 
träge auf Au.snahmetarife für den Abtransport von 
Windwurfholz beschleunigt zu genehmigen und in 
Zusammenarbeit mit den Ländern Beihilfen zur Ab- 
satzförderung zu gewähren. Außerdem soll nach 
Auffassung des Ausschusses für die Beförderung 
von Roh- und Schnittholz die Beförderungsteuer bis 
zum Ende dieses Jahres auf 1 Pf/tkm herabgesetzt 
werden. Der Ausschuß hielt es für gerecht und 
würde es sehr begrüßen, wenn die Forstwirtschaft 
in die Dieselkraftstoffverbilligung einbezogen 
würde. Außerdem sollte die Bildung von forstwirt- 
schaftlichen Zusammenschlüssen und gemeinschaft- 
lichen Investitionen gemeinsam mit den Ländern ge- 
fördert und Zinsverbilligungen gewährt werden, um 
Kredite zur Überlagerung und zur Überbevorratung 
mit Holz zu ermöglichen. 

In Ergänzung zu Nr. 6 des Ausschußantrags war 
der Ernährungsausschuß einstimmig der Auffassung, 
daß es notwendig ist, daß seitens des Bundes im 
Rahmen der forstlichen Zusammenschlüsse aus Kap. 
10 02 Tit. 57v3 b) 1. Rundesmittel bis zu einem Betrag 
von 5 Millionen DM vorgesehen werden sollten 
oder bei Kap. 10 02 Tit. 622/623 „Zuschüsse zur 
Förderung der horizontalen und vertikalen Ver- 
bundwirtschaft" eine überplanmäßige Ausgabe bis 
zu der vorgenannten Höhe zweckgebunden unter 
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Einsparung von Bundesmitteln in gleicher Höhe bei 
Kap. 10 02 Tit. 573 b) 1. zu genehmigen. 

Ferner hebt der Ausschuß die Wichtigkeit her- 
vor, gemeinsam mit den Ländern Hilfen für Wieder- 
aufforstungen von Sturmschadenflächen bis zum 
Jahre 1969 zur Verfügung zu stellen. 

Der Ausschuß war einmütig der Auffassung, daß 
in einer allgemeinen Diskussion im Bundestag über 
die Probleme der FIolz- und Forstwirtschaft beson- 
deib auf die Verwertung des deutschen Holzes hin- 
gewiesen werden sollte. 

Bei der Ausschußberatung kam auch der Einsatz 
der Bundeswehr in Katastrophenfällen zur Sprache, 


der bei den Sturmschäden in Süddeutschland beson- 
ders durch Intervention der Bundesanstalt für Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung nicht 
realisiert werden konnte. Der Ausschuß war der 
Auffassung, daß durch die Bundesregierung der Ein- 
satz der Bundeswehr bei Katastrophenfällen grund- 
sätzlich geklärt werden sollte, damit im Bedarfsfall 
schnell gehandelt werden kann. 

Der Haushaltsausschuß wird gemäß § 96 der Ge- 
schäftsordnung einen eigenen Bericht vorlegen. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten bitte ich das Hohe Haus, dem 
Ausschuß antrag zuzustimmen. 


Bonn, den 13. Juni 1967 


Bewerunge 

Berichterstatter 


B. Antrag de 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, zur Behebung 
der im Februar und März 1967 entstandenen Sturm- 
schäden im Wald unverzüglich folgende Maßnah- 
men einzuleiten: 

1. durch weitere Verhandlungen darauf hinzuwir- 
ken, daß die Maßnahmen, die auf eine freiwillige 
Selbstbeschränkung der Holzexportländer ge- 
richtet sind, bis zur Bereinigung der durch die 
Windwurfkatastrophe entstandenen Marktver- 
hältnisse fortgesetzt werden. Dabei sollen ge- 
gebenenfalls alle Möglichkeiten des Außenwirt- 
schaftsgesetzes und des GATT ausgeschöpft wer- 
den; 

2. die Holzausfuhr unter Wahrnehmung aller 
Möglichkeiten zu fördern; 

3. a) Anträge auf Ausnahmetarife für den Abtrans- 

port von Windwurfholz in den Jahren 1967 
und 1968 beschleunigt zu genehmigen, 

b) in Zusammenarbeit mit den Ländern zweck- 
dienliche Beihilfen gemäß Artikel 92 EWG- 
Vertrag zur Absatzförderung zu gewähren; 


Ausschusses 


4. Für die Beförderung von Roh- und Schnittholz im 
Werkfernverkehr sowie mit Fahrzeugen des ge- 
werblichen Güternahverkehrs, die ausnahms- 
weise im Güterfernverkehr eingesetzt werden, 
die Beförderungsteuer bis zum 31. Dezember 
1967 auf 1 Pf/tkm herabzusetzen; 

5. die Forstwirtschaft in die Regelung bezüglich 
der Mineralölsteuer, wie sie für die Landwirt- 
schaft besteht, einzubeziehen; 

6. die Bildung von forstwirtschaftlichen Zusammen- 
schlüssen und gemeinschaftliche Investitionen zur 
Rationalisierung der Holzgewinnung und zur 
Verbesserung der Vermarktung gemeinsam mit 
den Ländern insbesondere finanziell zu fördern; 

7. der Forstwirtschaft in den Sturmschadensgebie- 
ten und der Holzwirtschaft gemeinsam mit den 
Ländern Zinsverbilligungen für 1967 und 1968 
zu gewähren, um Kredite zur Überlagerung und 
zur Überbevorratung mit Holz zu ermöglichen; 

8. Gemeinsam mit den Ländern Hilfen für Wieder- 
aufforstungen von Sturmschadensflächen bis 
1969 zur Verfügung zu stellen. 


Bonn, den 13. Juni 1967 


Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


Bauknecht 

Vorsitzender 


Bewerunge 

Berichterstatter 
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